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Führende Gedanken 


Arbeitslohn — Kaufkraft — Genossenschaft. 


Es gibt keinen Arbeiter, der nicht danach 
strebt, dass sein Lohn möglichst hoch bemessen ist. 
Dieses Ziel kann aber nur mittels Zusammenfassung 
der Kräfte erreicht werden. Den Ausschlag für die 
Lebenshaltung gibt aber letzten Endes die Kauf- 
kraftdesLohnes (Reallohn). Nominelle Lohn- 
erhöhungen haben weniger Bedeutung, wenn nicht 
eine Sicherung der Kaufkraft damit verbunden ist. 
Wer also Lohnerhöhungen will, muss auch Preis- 
sicherungen und eine Erhöhung der Kaufkraft wol- 
len. Diese möglichste Sicherung und Erhöhung der 
Kaufkraft kann ebenjatis nur durch die zusammen- 
eeschlossene Verbraucherkraft in den Konsumgenos- 
senschaften erreicht werden. 

In der Zusammenfassung der Kräfte, in dem all- 
gemeinen zgesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Einfluss der Gewerkschafts- und Verbraucherbe- 
wegung liegt ihre Bedeutung und letzten Endes auch 
ihr grosser Vorteil. Es kommt speziell bei der Kon- 
sumgenossenschaftsbewegrung nicht so sehr darauf 
an, dass am Jahresschluss erhebliche Rückver- 
gütungen gezahlt werden, sondern das Entschei- 
dende ist, dass der Konsumverein möglichst gute 
und billige Waren vermittelt. In dem gemeinsamen 
Einkauf liegt ohne Zweifel ein grosser Vorteil. Nicht 
das ist entscheidend, ob mal der eine oder andere 
Artikel gelegentlich anderswo billiger ist als im Kon- 
sumverein, entscheidend ist der Gesamtdurch- 
schnitt der Preise. Und dann: genau, wie das 
Bestehen einer guten und möglichst geschlossenen 
Gewerkschaft allein schon dazu beiträgt, dass 
manche ungünstige Betriebsmassnahme unterbunden 
wird, dass Verschlechterungen unterbleiben, die, 
wenn die Organisation nicht da wäre, eben eintre- 
ten, so bedeutet die Tatsache des Vorhandenseins 
der Konsumgenossenschaften schon einen erhebli- 
chen Vorteil. Das Bestehen der Konsumvereine 
wirkt preisregulierend, indem viele Ge- 
schäfte gezwungen sind, ihre Preise mehr nach un- 
ten auszugleichen. Das sind Vorteile, die zwar oft 
nicht so sehr greifbar auf der Hand liegen, deren 


Verbandsnachrichten. 


Verlust jedoch dann sofort stark fühlbar werden 
würde, wenn die Einrichtungen durch die Uninteres- 


siertheit der Mitglieder nicht wirksam sind oder 
nicht wirksam sein können. 
Bernhard Otte, 
Aus: Die Genossenschaitsidee. Festschrifl der Kon- 
sumgenossenschaft «Eintracht». M. Gladbach 1926, 


Korp contra Fischer. 


Diese Ueberschrift deutet an, dass zwei Per- 
sonen gegenteilige Meinungen zum Ausdruck brin- 
gen, und sie lässt, da in unserem Organ davon No-- 
tiz genommen wird, ohne weiteres vermuten, dass 
der Meinungsstreit um cenossenschaftliche 
Fragen geführt wird. So ist es und wir interessieren 
uns dafür, obwohl die Meinungsäusserungen in einem 
fremden Lande erfolgten, denn die Auffassungen, 
die dort hervortreten, sind auch bei uns vor- 
handen. Was Ernst Fischer in der Wiener sozialisti- 
schen Monatsschrift «Der Kampf» schreibt, steht 
wohl in Uebereinstimmung mit der Auffassung man- 
cher Sozialisten in der Schweiz, und was A. Korp 
aus Ciraz darauf antwortet, stimmt überein mit der 
Auffassung manches schweizerischen (Genossen- 
schafters. Jene die Sozialisten — lieben es auch 
bei uns, die Genossenschaftsbewegung als etwas 
ganz von der kapitalistischen Wirtschaft Abhängiges 
und sogar von ihr Influenziertes zu bezeichnen, wo- 
gegen diese — die Genossenschaiter — eine der- 
artige Einschätzung ihrer Bewegung nicht gelten 
lassen wollen. 

Wenn nun der Grazer Genossenschafter Korp, 
der zugleich Sozialist ist, seinem Gesinnungs- 
genossen Fischer beweist, dass die Genossenschafts- 
bewegung doch mehr als nur eine geduldete Nasche- 
rin am kapitalistischen Tische ist, so dürfen wir die 
Auseinandersetzung auch unseren Lesern zur Kennt- 
nis bringen. Da uns dabei völlig fremde Personen 
ihre Meinungen vortragen, haben wir den Vorteil, 
sie ohne iede persönliche Voreingenommenheit prü- 
fen zu können. Selbstverständlich bewahren wir beim 
Anhören der Auseinandersetzung dort unsere eige- 
nen Ansichten, wo sie sich sozialistischen Gedanken- 
eängen nicht anschliessen können. 


l: 


In der erwähnten Wiener sozialistischen Mo- 
natsschrift schrieb Ernst Fischer in einem Artikel 
«Klassenkampf und Konkurrenzkampi» über die 
Konsumgenossenschaften folgendes: 


«Es ist begreiflich und mag auch nützlich sein, 
dass der Arbeiter den warenverteuernden Zwi- 
schenhandel ausschalten, dass er vom bürger- 
lichen Kaufmann sich emanzipieren will. Aber das 
hat nichts mit Sozialismus zu tun und prallt sehr 
bald an de Schranken der kapitalisti- 
schen Wirtschaft, ohne sie brechen zu kön- 
nen. Gewiss gelingt es, da und dort, den Zwischen- 
handel mehr oder minder einzuschränken, aber es 
gelingt auch dem Kapitalismus, der immer rationeller 
wirtschaftet und Formen höchster Organisation er- 
reicht. Durch die Einschränkung des Zwischen- 
handels sollen die Preise gesenkt werden; auch das 
gelingt in bescheidenem Masse da und dort. spielt 
aber keine bedeutende Rolle. Die Gesetze des ka- 
pitalistischen Marktes, die Gesetze der Kon- 
kurrenz, sind mächtiger als die beste mensch- 
liche Absicht, und diesen Gesetzen müssen auch die 
proletarischen wie. die kleinbürgerlichen Konsum- 
vereine sich beugen; sie sind eingekeilt in die kapi- 
talistiiche Wirtschaftsordnung, können sie nicht 
verleugnen, sind ihr verfallen. Sie sind gezwungen, 
den Konkurrenzkampf zu führen — aber was hat 
der Konkurrenzkampf mit dem Klas- 
senkampizutun? 


Nun mag man einwenden: Diese Unterneh- 
mungen der Arbeiterschaft können vorbildlich 
seführt werden, sie können in sozialer Hinsicht 
anderen Betrieben zum Muster dienen. Den anderen 
Unternehmern wird das sehr gleichgültig sein, sie 
werden das Vorbild nicht nachahmen. 


Man mag einwenden: In diesen Unterneh- 
mungen werden sozialistische Angestellte geschult, 
ein Stab von Spezialisten wird herangebil- 
det. die technischen Probleme der Sozialisierung 
sind nur mit ihrer Hilfe zu lösen. Zum Teil ist das 
sicher richtig, aber man kann auch der Meinung 
Ausdruck geben, dass es günstiger wäre, die Ange- 
stellten in den kapitalistischen Unternehmungen zu 
gewinnen, ihnen den Geist des Sozialismus einzu- 
flössen, die Bankbeamten, die Ingenieure, die Tech- 
niker, die fachlich gebildet sind, auch sozialistisch zu 
bilden, nicht aber Sozialisten innerhalb der ka- 
pitalistischen Gesellschaft zu Leitern von Wirt- 
schaftsunternehmungen zu machen, da sie zum Teil 
der unmittelbaren politischen Tätigkeit entzogen 
werden. Und es ist vielleicht heute so wichtig wie 
nie zuvor, dass alle Kräfte der Partei, soweit es 
überhaupt möglich ist, sich der Agitation der 
Aufiklärungsarbeit widmen, in innigstem 
Kontakt mit den Massen sich befinden und 
dem Sozialismus die Seelen aller gewinne, die unter 
dem Kapitalismus leiden. 


Man mag schliesslich einwenden: Die Arbeiter- 
konsumgenossenschaften sind nach dem Grundsatz 
der «Wirtschaftsdemokratie» (Karl Ren- 
ner verwendet das Wort) organisiert, sie sind daher 
Uebergangsiormen zu einer neuen Gesellschaits- 
ordnung. Aber abgesehen davon, dass Demokratie 
noch lange nicht Sozialismus ist, wird auch diese 
Wirtschaftsdemokratie gedrosselt durch die kapita- 
listische Welt, in der wir leben. Die Konsumvereine 
müssen, wie alle Unternehmungen, kapitalis- 
tisch wirtschaften und die Mitglieder sind in 
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ihren Beschlüssen gebunden an die Notwendigkeit, 
den Betrieb rentabel zu führen, an die Notwendig- 
keit, konkurrenzfähiger zu bleiben, an die Mittei- 
lungen und Berichte also, die ihnen von den (ie- 
schäftsführern unterbreitet werden. Und diese (ie- 
schäftsführer denken kapitalistisch, müssen kapita- 
listisch denken und werden, kraft ihrer Funktion, 
der proletarischen Lebensform entiremdet. So nütz- 
lich es nun einerseits sein mag, wenn Sozial- 
demokraten einen Wirtschafitsbetrieb zu führen 
lernen, so darf man anderseits nicht übersehen, 
dass sie dadurch in bedenkliche Nähe 
des Kapitalismus geraten, dass sie Wirt- 
schaftsprinzipe, die nur in der bürgerlich-kapitalisti- 
schen Gesellschaft gelten, für dauernde Wirtschafts- 
gesetze halten, dass sie mit Dingen sich abfinden, 
mit denen sich ein Sozialist niemals abfinden darf.» 

Fischer führt dann einzelne Beispiele an, die 
seine Darlegungen stützen sollen. So den bekannten 
Verkauf der Hammerbrotwerke, die Arbeiter- 
bäckerei in Eggenberg bei Graz, die sich als so- 
zialistisches Unternehmen ausgab, aber Anschluss 
an einen Industriellenverband suchte, endlich den 
Gasthofbetrieb «Traube» in Klagenfurt, der unter 
ziemlich unangenehmen Begleiterscheinungen Zzu- 
sammenzebrochen ist. 


ll. 


Auf die Ausführungen Fischers antwortete A. 
Korp (Graz) mit dem Artikel «Partei,Geschäft 
und Genossenschaftsbewegung» In 
der Hauptsache sagte er folgendes: 

«Das Thema, das Ernst Fischer unter dem Titel 
«Klassenkampf und Konkurrenz- 
kampf» mit der ihm eigenen Meisterschaft der 
Sprache behandelt, birgt Probleme, um deren Lö- 
sung Theorie und Praxis noch lange werden ringen 
müssen. Ob der Sozialismus durch Umsturz oder 
Reform oder durch eine Verknüpfung beider ver- 
wirklicht werden wird; ob es während einer länge- 
ren Uebergangszeit noch kapitalistischer Unter- 
nehmungsformen und Methoden neben sozialisti- 
schen bedarf: wie die Arbeiterklasse in den so- 
zialisierten Unternehmungen das Einzelinteresse 
des Arbeiters als Produzent mit dem Interesse der 
Gesamtheit als Konsument in Einklang bringen soll, 
all das sind Fragen, die um so häufiger und drängen- 
der erscheinen werden, je mehr wir uns der Ver- 
wirklichung unseres ökonomischen Pro- 
erammes nähern. Karl Renner hat erst vor kurzem 
in diesen Blättern eine übersichtliche und gründliche 
Darstellung des wesamten Fragenkomplexes ge- 
boten, die wohl die meisten von Ernst Fischer ge- 
stellten Fragen beantwortet. (Karl Renner: «Wirt- 
schaftsdemokratie», «Der Kampf», Oktober, De- 
zember 1926, Febr., April 1927.) Wenn gleich die 
Ausführungen Ernst Fischers kaum zur theoretischen 
Klärung des Problems «Klassenkampf und Kon- 
kurrenzkampf» beitragen können, so sind sie doch 
ein beachtenswertes Symptom für die Abneigung 
und Geringschätzung, die manche der intelligen- 
testen Köpfe der Partei der wirtschaftlichen 
Betätigung der Arbeiterklasse entgegenbringen, aus 
Besorgnis, dass jedes «Geschäft» die Reinheit von 
allem Bürgerlichen und Kapitalistischen gefährde. 
Soweit Ernst Fischer die Vermeidung jeder Ver- 
quickung von Partei und kapitalistischem Geschäft 
fordert und betont, dass eine revolutionäre Arbeiter- 
partei keine Wirtschaftsbetriebe führen dürfe, 
wird er die uneingeschränkte Zustimmung aller aui- 
richtigen Parteigenossen finden. Sehr sonderbar ist 
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es aber, dass diese bittere, leider zu spät gekom- 
mene Erkenntnis, deren Missachtung der Genossen- 
schaftsbewegung schon schwere Sorgen bereitet 
hat, folgerichtig auch zu einer Abkehr von der wirt- 
schaftlichen Selbsthilfe in den Konsumgenos- 
senschaften führen müsse, weil angeblich So- 
zialdemokraten, die solche Wirtschaftsbetriebe füh- 
ren, in bedenkliche Nähe des Kapitalismus geraten 
und in Gefahr kommen, sich mit Dingen abzufinden, 
mit denen sich ein Sozialist niemals abfinden dari. 
Dieser Vorwurf gegen die Konsumgenossenschaften 
erfordert eine entschiedene Entgernung. 

Zunächst sei festgestellt, dass alle von Ernst 
Fischer angeführten Beispiele, durch die bewiesen 
werden soll, welche Schädigung der Partei aus der 
Verbindung mit Wirtschaftsbetrieben erwachsen 
kann, mit der Konsumgenossenschaftsbewegung in 
gar keinem Zusammenhang stehen. Die Hammer- 
brotwerke wurden gegen den energischen Ein- 
spruch der Genossenschafter begründet: die Ar- 
beiterbäckerei in Eggenberg hat seit jeher im schärf- 
sten Gegensatz zur Konsumgenossenschaftsbewe- 
gung gestanden, ihre Entartung ist nur ein Beweis 
mehr für den problematischen Wert reiner Produk- 
tivgenossenschaften, und gar den Ankauf des Hotels 
«Traube» war der Streich eines einzelnen, den die 
Wogen des Umsturzes emporgetragxen hatten und 
der für die Konsumgenossenschaftsbewegung nur 
Geringschätzung kannte. Die praktischen Beispiele 
zeigen also nur, wie man nicht wirtschaften darf, be- 
weisen aber nichts gegen die Konsumgenossen- 
schaftsbewegung. Aber Fischer kommt zu dem 
Schluss: «Jedes Geschäft gefährdet die 
Reinheit und wenn auch in tausend Fällen 
sozialistische Reinheit an kapitalistischem Geschäft 
nicht Schaden leidet, um des tausendhundertsten 
Falles willen, um der Massen willen, die für Un- 
vereinbarkeit sehr empfindlich sind, müssen wir 
allem entsagen, was als Annäherung an die kapitali- 
stische Welt gedeutet werden kann.» Da die Kon- 
sumgenossenschaften eingekeilt sind in die kapita- 
listische Wirtschaftsordnung, zum Konkurrenzkampf 
gezwungen gegen kanpitalistische Unternehmungen, 
müssten sie auch nach kapitalistischen Grundsätzen 
wirtschaften und seien eben deshalb auch Geschäft. 

Welche Verkennung des Wesens der Konsum- 
genossenschaft! Niemandem wird es einfallen, die 
Hauswirtschaft einer Familie als Geschäft zu be- 
zeichnen. Die konsumgenossenschaftliche Wirt- 
schaftsweise aber, deren Organisationsprinzip «ie 
Bedarfisdeckung ist, in der lie Gesamtheit 
der produzierten Mehrwerte an den Arbeiter als 
Konsument zurückfliesst, in der also der Meliır- 
wert für einen immer grösser werdenden Umkreis 
sozialisiert wird, die noch dazu emsig an der 
Schaffung von Sozialkapital mitwirkt, sie soll 
nur eine Spielart des kapitalistischen (is. lriftes 
sein? Nein, das konsumgenossenschaftliche Wirt- 
schaftssystem ist eine eigene, von der kapitalisti- 
schen grundverschiedene Wirtschaftsweise, die in- 
mitten der kapitalistischen Umwelt wohl nicht ein 
Stück vollendeten Sozialismus, aber Ansätze 
für den Sozialismus schafft und organisatorische 
Vorarbeit für ihn leistet. Das gilt freilich nur 
so lange, als die drei wesentlichsten Grund- 
sätze: Beschränkung auf Bedarfisdeckung, demo- 
kratische Verwaltung und Beschaffung der Be- 
triebsmittel durch die Mitglieder selbst beobachtet 
werden. Sobald ein Wirtschaftsunternehmen aber 
diesen Grundsätzen entgegenhandelt, ist es ein kapi- 
talistisches Geschäft, gleichgültig, ob es eine Pseudo- 


konsumgenossenschaft oder eine Parteibäckerei ist, 
Nicht auf den äusseren Schein kommt es also an, 
sondern auf die ökonomische Funktion und soziale 
Tendenz, mag immerhin der Betrieb des Wirtschafts- 
unternehmens sich in Formen vollziehen, die der 
kapitalistischen Wirtschaft entlehnt sind. 

Aber die Konsumvereine müssen wie alle Un- 
ternehmungen darauf bedacht sein, den Betrieb ren- 
tabel zu führen und konkurrenzfähig zu bleiben! Ge- 
wiss, aber liegt darin nicht eher ein erzieherischer 
Wert der Konsumgenossenschaften, denn ein mora- 
lischer Nachteil? Ist es denn wirklich eine spezi- 
fische Eigenart des Kapitalismus, dass jeder Wirt- 
schaftsbetrieb bei Strafe seines Unterganges seinen 
Aufwand reproduzieren und darüber hinaus einen 
Ueberschuss ergeben muss? Man lasse doch endlich 
davon ab, in den Arbeitern die naive Vorstellung zu 
fördern, dass in der sozialistischen Gesellschaft etwa 
mehr verzehrt als produziert werden könne! Nicht 
die Tatsache der Mehrwertschöpfung eilt es 
zu bekämpfen, sondern die kapitalistische Aneig- 
nung des Mehrwertes! Die Rechnungslegung der 
Konsumgenossenschaften trägt ihren guten Teil da- 
zu bei, den Verstand der Arbeiterklasse für diese 
Notwendigkeit zu schärfen. 

Man wendet gegen die Konsumgenossenscuaiten 
ein, dass es heute so wichtig wie nie zuvor sei, dass 
sich alle Kräfte der Partei der Agitation und Auf- 
klärung widmen. Nicht Aufbau der Wirtschafis- 
demokratie, sondern Konzentration aui Jen Klassen- 
kampf! Die Konsumgenossenschaften seien aber 
ihrem Wesen nach micht Organe des Klassen- 


kampfes, denn als Konsument kämpfe der Lohn- 
arbeiter doch in einer Linie mit dem Kleinbürgertum. 


Wenn diese Argumentation richtig wäre, müsste 
auch die Partei aufhören, ein Organ des Klassen- 
kampfes zu sein, sobald sie sich zur Aufgabe macht, 
«nicht nur die gesamte Arbeiterschaft in sich zu ver- 
einigen, sondern um das Proletariat auch die aus- 
gebeuteten Schichten des Kleinbürgertums, der 
Kleinbauernschaft, der Intelligenz zu scharen» (Otto 
Bauer). Entscheidend für die Beurteilung der Kon- 
sumgenossenschaften ist nicht, dass sich der Ar- 
beiter als Konsument nur sehr wenige vom klein- 
bürgerlichen Konsumenten unterscheidet, sondern 
Jie Tatsache, dass derselbe Arbeiter, der als Pro- 
duzent im kapitalistischen Betriebe ein rechtloser 
Untertan ist und dem Diktat des Kapitals zu zehor- 
chen hat, als Konsument souverän in den Grenzen 
seiner Konsumfähigkeit gebietet und von den Kapi- 
talisten umworben wird. Was auf den Markt ge- 
bracht werden soll, gebietet der Kapitalist, ob es 
aus dem Markte entnommen wird, entscheidet der 
Konsument. Sklave in der Produktion — 
FreierinderZirkulation! Da und dort wird 
der Arbeiter, auf sich allein gestellt, ohnmächtig sein, 
durch die Organisation aber erringt er die Macht. 

Hier beginnt nun das eigentliche Problem: Die 
Arbeiter, die sich mit ihren Klassengenossen als 
Konsumenten zusammenschliessen, werden zwar 
nicht als einzelne, aber als Organisation Unterneh- 
mer. Sie sollen nun selbst über andere Arbeiterpro- 
duzenten gebieten, für den Bestand eines Wirt- 
schaftsbetriebes sorgen, Arbeiter aufnehmen und 
wenn es sein muss — auch abbauen, mit den Ge- 
werkschaften über Lohnfragen verhandeln, bewilli- 
gen und auch — verweigern, kurzum, wie Ernst 
Fischer sagt, kapitalistisch arbeiten und denken ler- 
nen. Weil dies die sozialistische Ueberzeugung ze- 
fährde, sei es besser, innerhalb der kapitalistischen 
Gesellschaft die Hände von den Konsumgenossen- 
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schaften zu lassen. Fischer vergisst, dass dieses 
Problem keine spezifische Eigentümlichkeit der 
Konsumgenossenschaften ist, sondern in jeder Wirt- 
schaftsführung, sei es in der Genossenschaft, Ge- 
meinde, Staat oder auch Parteidruckerei auftaucht. 
Diesem Problem ausweichen, hiesse also bis zum 
Tage der Machtergreifung völlige wirtschaftliche 
Abstinenz üben. Diese Konsequenz dürfte aber auch 
dem kühnsten Nur-Politiker unmöglich erscheinen. 
Also bleibt eben nichts anderes übrig, als sich da- 
mit abzufinden, dass wir überall dort, wo wir ein 
Stück Wirtschaft in die eigenen Hände genommen 
haben, die Sorge für Rentabilität, Konkurrenzfähig- 
keit und andere «kapitalistische» Sonderheiten nicht 
einem privaten Unternehmer überlassen können, 
was freilich viel angenehmer wäre, sondern selbst 
tragen müssen. Der Weg zum Sozialismus ist schon 
einmal so unbequem, dass es uns nicht vergönnt ist, 
uns nur mit dem Fordern zu begnügen; je grösser 
unser Einfluss auf Staat und Wirtschaft wird, um 
so häufiger wird sich auch für uns die Notwendig- 
keit ergeben, zu verweigern. Davor die Augen zu 
verschliessen, hiesse, sich eine «himmelblaue» Vor- 
stellung vom Sozialismus zurechtlegen. In seiner un- 
mittelbaren Nähe, in der «Vorwärts»-Druckerei, 
fände Fischer der Beispiele genug, die diese Behaup- 
tungen erhärten. Sollte man deshalb keine eigene 
Druckerei unternehmen, sondern unsere Zeitungen 
durch Kapitalisten drucken lassen? All das, was 
Fischer an den Konsumgenossenschaften so miss- 
fällt, findet er vielleicht noch deutlicher auch dort: 
Die Notwendigkeit, den Betrieb rentabel zu gestalten 
und unter Umständen gegen die eigenen Arbeiter 
einen harten Kampf um die Einführung von Setz- 
maschinen auszufechten, die Notwendigkeit, konkur- 
renzfähig zu bleiben und sich damit abzufinden, dass 
dieselben Kapitalisten, die auf der ersten Seite be- 
kämpft wurden, auf der letzten Seite bezahlte In- 
serate veröffentlichen, die Notwendigkeit, sich bei 
den Beschlüssen an die Berichte der Geschäfts- 
führer zu halten und Forderungen der Arbeiter ab- 
zulehnen — fürwahr ein tragischer Konflikt, der 
manchem Parteigenossen schwer auf der Seele 
lastet. Man sieht also, dass es sich um ein Problem 
der cesamten Arbeiterbewegung handelt, das 
richt mit schönen Reden gelöst werden kann. Die- 
ses Problem nur an den Konsumgenossenschaften 
zu sehen und gegen sie auszuspielen, zeugt entweder 
für mangelnde Vertrautheit mit der Sache — oder 
verrät irgendeine verschwiegene Tendenz, die bes- 
ser offen ausgesprochen würde. 

Eines aber können wir aus Ernst Fischers Aus- 
führungen lernen: dass wir mit der landläufigen Ge- 
betsformel von der Dreieinigkeit der Partei, Gewerk- 
schaften und Genossenschaften nicht mehr auskom- 
men. Es ist an der Zeit, dass die Partei ihre Stel- 
lung zur Genossenschaftsbewegung wieder einmal 
klar umschreibt. Es gibt heute schon Parteigenos- 
sen, die in ihrem Eifer um die Gewinnung der feh- 
lenden «dreihunderttausend Stimmen» zur Meinung 
gekommen sind, dass es gleichgültig sei, ob der Ar- 
beiterhaushalt seinen Bedarf bei einem Kaufmann 
oder bei einer Konsumgenossenschaft deckt, die 
Hauptsache sei, dass der Kaufmann Sozialdemokrat 
wird. Als ob durch ein paar Stimmen mehr oder 
weniger an den ökonomischen Tatsachen etwas ge- 
ändert werden könnte! Dieser Meinung gegenüber 
gilt es, den Wesensunterschied zwischen Konsumge- 
nossenschaft und kapitalistischem Geschäft aufzuzei- 
een und die soziale Bedeutung der Genossenschafts- 
bewegung durch die Tat zu erweisen.» 


Die Internationale 
Grosseinkaufsgesellschaft. 


Der Leitende Ausschuss der Internationalen 
Grosseinkaufsgesellschaft tagte am 23. November 
zusammen mit dem Leitenden Ausschuss des Inter- 
nationalen Genossenschaftsbundes. Vertreten waren 
die folgenden in den Ausschuss gewählten Länder: 
England, Schottland Belgien, Frankreich, Holland, 
Schweden und die Schweiz. 

Der Hauptpunkt der Tagesordnung war der Be- 
richt des Vorsitzenden über den «internationalen 
genossenschaftlichen Güteraustausch». Herr Go- 
lishtly unterbreitete diesen Bericht zur Ergänzung 
seiner Ausführungen in der Sitzung in Stockholm im 
August letzten Jahres. Der Bericht war Gegenstand 
einer anregenden Diskussion, und wenn auch über 
die weitere Entwicklung der Internationalen Gross- 
einkaufsgesellschaft keine bindenden Beschlüsse ge- 
fasst wurden, so wurde doch viel wertvolle vorbe- 
reitende Arbeit geleistet, und die ganze Angelegen- 
heit soll in der nächsten Sitzung des Ausschusses er- 
neut erörtert werden. 

Nach den durch das Sekretariat der Internatio- 
nalen Grosseinkaufsgesellschaft gesammelten Sta- 
tistiken ergibt sich für die Wareneinfuhr der Gross- 
einkaufsgesellschaften der einzelnen europäischen 
Länder von überseeischen Märkten das folgende 


Bild: 
Pfund Sterling 


England 19,997,320 
Russland 2,137,677 
Deutschland 1,511,851 
Schottland 1,202,727 
Schweden HEME 858,251 
Finnland (S. O.K.).. 695,770 
SCHWEIZ ET Ah lu 10% 481,848 
BinnlandttO-slaReje 345,083 
Tschechoslowakien (V.D.P.) . 190,859 
Oesterreich a au 150,950 
Tschechoslowakien (G. E.C.). 147,029 
Estland 127,917 
Norwegen 124,767 
Frankreich 120,206 
Lettland 100,434 
Polen . 53,055 
Holland 40,728 
Belgien 38,232 
Bulgarien 7,407 

28,338,111 


Für die Ukraine sind nur Zahlen für ein ganzes 
Jahr, und zwar vom 1. Oktober 1926 bis zum 
30. September 1927 zu beschaffen. Hier beläuft sich 
die Einfuhr auf 167,933 Pfund Sterling. 

Die eingeführten Waren verteilen sich auf die 
folgenden Gruppen: 1. Getreide, Zucker, Mehlpro- 
dukte, Erbsen, Saatzüter, Bohnen; 2. tierische Fette, 
Fleischwaren, Meiereiprodukte, Gemüse und Erdöle; 
3. Kolonialwaren, Obst (Frischobst und Konserven). 
Fische (frische Fische und Konserven), Nüsse, Par- 
fümerien; 4. Textil- und Manufakturwaren; 5, Bau- 
holz, Mineralien, Chemikalien und Pflanzenfasern. 


SD 


Internationaler Bankausschuss. 


Im Anschluss an die Sitzungen des Leitenden 
Ausschusses des Internationalen Genossenschafts- 


bundes fand im Haax auch eine Sitzung des Leiten- 
den Ausschusses der Kommission für das internatio- 
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nale Bankwesen statt. Den Vorsitz führte Dr. 
A. Suter. Herr Gaston L&vy behandelte den Bericht 
des Sekretariats und die Mustersatzungen für die 
Vereinheitlichung der Banken in den verschiedenen 
Ländern. Er hatte eine Umfrage veranstaltet, um 
klarzustellen, wie weit die Vorschläge der Bank- 
konferenz in Stockholm praktisch durchgeführt 
werden. 

Eng mit dieser Frage verknüpft, ist die andere 
nach der Zentralisierung der internationalen genos- 
senschaftlichen Bankgeschäfte, die ebenfalls Gegen- 
stand eines besonderen Berichts in der Stockholmer 
Konferenz war. Auch in dieser Angelegenheit war 
den Banken ein Fragebogen über die bisher befolg- 
ten Methoden bei der Abwicklung internationaler 
Bankgeschäfte zugestellt worden. Gleichzeitig hoffte 
man, auf diese Weise den Wunsch nach einer Zen- 
tralisierung zu wecken. 

In Stockholm war zwar die sofortige Gründung 
einer internationalen Genossenschaftsbank vorge- 
schlagen worden. Doch konnte die Konferenz einer 
überstürtzten Aktion nicht zustimmen. Im Prinzip 
waren die Versammelten zwar mit dem Gedanken 
einverstanden, waren aber doch der Meinung, dass 
vorläufig die Idee als solche noch nicht entwickelt 
genug sei und der bestehende Apparat nicht aus- 
reiche, um die sofortige Gründung einer Bank zu 
rechtfertigen. Sie beschlossen daher, die ganze An- 
gelegenheit erneut zu prüfen. Auch soll ein Bericht 
über den Aufbau, die juristische Form, den Sitz und 
das Gründungskanpital einer solchen Bank ausgear- 
beitet werden. Der Leitende Ausschuss forderte 
Herrn Gaston Levy auf, diesen Bericht für die 
nächste Konferenz zu verfassen. 

Ueber den Fortschritt der Stabilisierung der 
Währungen gab der Sekretär in seinem fünften Be- 
richt eine klare Uebersicht. 

Der «allamerikanische» Vorschlag, eine interna- 
tionale Genossenschaftsbank zu gründen, war (ie- 
eenstand eines Berichtes von Gaston Levy, der mit 
den Urhebern des Planes korrespondiert hatte. Ein 
Schreiben von ihm, in dem er die Zusammensetzung 
des internationalen Ausschusses für das genossen- 
schaftliche Bankwesen schilderte und um Auskunft 
über die genossenschaftliche Organisation, die der 
allamerikanischen Kommission angehörten, bat, war 
unbeantwortet geblieben. Der Ausschuss beschloss 
eine Resolution im gleichen Sinne wie die vom Lei- 
tenden Ausschuss des Internationalen Genossen- 
schaftsbund gefällte Entscheidung. 


SI 


Genossenschaftswesen oder 
Sozialismus? 


Unter diesem Titel veröffentlichen die Londoner 
«Times» in ihrer Nummer vom 15. Dezember 1927 
folgende Ausführungen, die wir «ä titre de docu- 
ment» weitergeben mit dem Bemerken, dass es 
— speziell während der Kriegs- und ersten Nach- 
kriegszeit auch in der Schweiz sozialistische Po- 
litiker gab, welche die anerkannt vorzügliche genos- 
senschaftliche Vermittlungstätigkeit, speziell auf dem 
Gebiete der Lebensmittel durch kommunale, resp. 
staatliche Einrichtungen verdrängen und ersetzen 
wollten. 

«Der erste Versuch einer sozialistischen Mehr- 
heit in einer Gemeindebehörde, ihre Politik in grös- 
serem Masse zu praktizieren, ist missglückt. Er ist 


durch die Kritik und die drohende Opposition von 
Genossenschaftern, die sich von der Arbeiterpartei 
in ein unbehagliches politisches Joch spannen lies- 
sen, zu Fall gebracht worden. Der Stadtrat von 
Sheffield hat eine schr rührige sozialistische Mehr- 
heit, die sich mit viel Eifer für die Theorien des 
«zeitgenössischen Sozialismus» einsetzt. Sheffield 
sollte der Welt zeigen, wie die neue Aera des Ge- 
meindesozialismus mit der Munizipalisierung der 
Milch- und Kohlendistribution zu beginnen habe. 
Diesbezügliche Verfügungen, die die Behörde er- 
mächtigten, die Geschäfte von Milchlieferanten zu 
betreiben, Kohlen zu kaufen, zu verkaufen und zu 
importieren und zu diesem Zweck Schiffe, Waggons, 
Kohlenmagazine und alle weiteren notwendigen Ein- 
richtungen zu beschaffen, wurden vorbereitet. Je- 
doch hatten die Sozialisten nicht mit den am Ort 
bestehenden beiden grossen Konsumvereinen ge- 
rechnet, die ihrerseits selber Milch und Kohlen ver- 
mitteln. Was zwischen den Befürwortern dieses 
Gemeindekollektivismus und den Genossenschaftern 
vor sich ging, lässt sich nur vermuten. Es muss sich 
aber um wenn nicht theoretisch so doch politisch 
ausschlaggebende Gründe gehandelt haben, denn 
diese grossen Sozialisierungspläne wurden in aller 
Stille beiseite gelegt. Als die beantragte Bill der 
letzten Sitzung des Gemeinderates vorgelegt 
wurde, waren die auf den Milch- und Kohlenhandel 
bezüglichen Klauseln gestrichen. Weder in Shef- 
field noch sonstwo sind die Genossenschafter ge- 
neigt, zu gestatten, dass ihre Unternehmungen durch 
sozialistische Konkurrenzorganisationen verdrängt 
werden. Ungeachtet der zwischen der Genossen- 
schaftspartei und der Labourpartei abgeschlossenen 
Allianz, die nicht ausschliesst, dass man auf beiden 
Seiten Ansprüche erhebt, die über die wirkliche 
Stärke der Gruppen weit hinausgehen, ist der 
Durchschnittsgenossenschafter nicht sozialistisch 
orientiert und er widerstrebt den Uebergriffen der 
sozialistischen Partei in seine Domäne der Produk- 
tion und Distribution. Jedoch gibt es eine politisch 
eingestellte Sektion der Genossenschaftsbewegung, 
die nicht zögern würde, ihr geistiges Erbe für eine 
privilegierte Rolle in der sozialistischen Weltord- 
nung einzutauschen. Wären diese Leute sicher, dass 
die Konsumvereine zu ausschliesslichen Trägern des 
sozialistischen kommunalen Wirtschaftssystems er- 
koren würden, dann würden sie sich gerne dem po- 
litischen Regime unterwerfen, selbst wenn diese Un- 
terordnung letzten Endes Leib und Seele des Ge- 
nossenschaftswesens zerstören müsste, wie das in 
Russland in so kurzer Zeit geschah. 

Was sich in Sheffield ereignete, ist mehr als 
eine blosse Illustration zum Verhalten der Opposi- 
tion, soweit diese greifbare materielle Interessen, 
wären es selbst genossenschaftliche Interessen, zu 
verteidiren hat. Es mag den Zwecken der Labour- 
politiker dienen, die genossenschaftlichen und sozia- 
listischen Ideale als identisch zu erklären, tatsäch- 
lich gibt es zwischen beiden Methoden einen funda- 
mentalen Unterschied. Die eine beruht völlig auf 
Freiheit und Freiwilligkeit, die andere beruht auf 
Zwang und ist monopolistisch. Herr Alexander, Mit- 
lied des Unterhauses. gehört zu jenen, für welche 
Genossenschaftswesen und Sozialismus, wenn auch 
auf verschiedenen Wegen, demselben Ziel zustreben. 
Er erklärt jedoch, dass das Genossenschaftswesen 
der bessere Weg sei und geht so weit, der Labour 
Party anzukünden, dass kein grosser Konsumverein 
einwilligen werde, sich durch die Konkurrenz einer 
sozialistischen Gemeindeverwaltung ruinieren zu las- 
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sen. In einer kürzlich in Plymouth gehaltenen Rede 
anerkannte er die Erfolge der Gemeindepolitik auf 
dem bisher eroberten, jedoch noch begrenzten Ge- 
biet der sozialen Fürsorge. Aber er warf im weite- 
ren die Frage auf, was geschehen würde, wenn die 
Gemeindeverwaltungen es unternehmen würden, sich 
mit der Lieferung von Brot, Milch, Fleisch und Koh- 
len zu befassen. Er kündigte an, dass die Konsum- 
vereine die Herausforderung annehmen würden, 
wenn diese von sozialistischen Gemeindebehörden 
an sie gerichtet werden sollte. Er nehme an, erklärte 
er, dass die Gemeindebehörde nicht dahin trachten 
werde, die Privathändler zu ersetzen, um ein Mono- 
pol zu errichten, sondern sich um die Kundschaft be- 
mühen und versuchen werde, erstklassige Waren zu 
möglichst niedrigen Preisen zu vermitteln, sowie ihre 
Unternehmungen methodisch und im Hinblick auf 
grösste Leistungsfähigkeit zu leiten. Das sei aber 
etwas wesentlich anderes, erklärte er, als eitı städ- 
tischer Wasser- oder Elektrizitätsdienst, und wo ein 
starker Konsumverein existiere, da würde sich dieser 
nicht auf die Seite schieben lassen. Die Genossen- 
schaftspolitiker suchen zweifellos mit den Sozialisten 
ein Geschäft zu machen und erheben für ihre Bewe- 
gung Ansprüche, die es ihnen gestatten sollen, ihre 
Organisation im sozialistischen Regime zu bewahren. 
Aber die Organisation allein bedeutet nichts, wenn 
die Bewegung, indem sie sich einer politischen Partei 
unterordnet, die Grundsätze der Freiwilligkeit und 
Selbsthilfe preisgibt, die bisher ihre Vitalität ver- 
bürgten und die ihrer Existenz unentbehrlich sind. 


I] 


Besteht in der Schweiz eine Ueber- 
füllung des Handels? 


In Konsumvereinskreisen wird diese Frage wohl 
allgemein bejaht, denn man erachtet hier die grosse 
Zahl der Handelsgeschäfte als einer rationellen Wirt- 
schaft zuwiderlaufend. Je nach ihren wirtschafts- 
politischen Auffassungen oder ihrer Interessenstand- 
punkte zelangt man in andern Kreisen entweder zur 
Beiahung oder Verneinung der Frage. Da sie noch 
für lange Zeit in mancher Diskussion erscheinen 
wird, ist es angezeigt, zu hören, was andere darüber 
sagen. Herr Dr. W. Champion führt in einer Studie 
zur Funktion der kleinhändlerischen Einkaufsgesell- 
schaften in der Schweiz ') unter anderm folgendes 
aus: 

«Die Resultate der Gewerbezählung von 1905 
können, da sie keine Nachfolger haben, nicht zu Ver- 
gleichszwecken verwendet werden. Einzig die eid- 
genössischen Volkszählungen liefern einige brauch- 
bare Angaben über die Zahl der selbständigen In- 
haber von Handelsgeschäften. In diesen Ziffern sind 
zwar auch die selbständigen Inhaber (also natürliche 
Personen) von Bank- und Versicherungsgeschäften 
enthalten. Dieser Umstand vermag jedoch die Bild- 
wirkung der Zahlen, welche sich in der Hauptsache 
auf die mittleren und kleinen Ladengeschäfte be- 
ziehen, kaum zu beeinträchtigen. Die genannte Aus- 
scheidung wurde allerdings nicht bei ieder Volks- 
zählune vorgenommen, weshalb sich die unten fol- 
genden Angaben auf die Jahre 1860, 1900 und 1920 
beschränken. Für die Zusammenstellung wählte der 
Verfasser die Ergebnisse folgender Kantone aus’ 
Baselstadt (Stadt- und Industriekanton, Konsum- 
vereinshochburg), Solothurn (Mischung von Indu- 
strie- und Landwirtschaftsbevölkerung), Luzern 
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(hauptsächlich Landwirtschaftskanton) und Geni 
(welschschweiz. Industrie- und Stadtkanton). Die 
eingeklammerten Anmerkungen sollen die getroffene 
Auslese begründen. 


Zunahme der Selbständige Zunahme Geschäftsinhaher 
Jahr Bevölkerung Bevölkerung Inhaber von der auf 1000 
% Ladengeschäften Geschäftsinhaber Einwohner 
Basel-Stadt 
1860 40,683 _ 1233 — 30,4 
1900 112,885 177 1953 58 11,3 
1920 140,508 24 2397 23 17,1 
Solothurn 
1860 69,263 — 767 _— La 
1900 100,762 45 714 7 7,1 
1920 130,617 30 S60 24 0,6 
Luzern 
1860 130,504 _ 1490 — 11,3 
1900 146,912 13 1506 1 10,2 
1920 170,958 20 1852 23 10,4 
Genf 
1560 82,876 u 2776 — 835 
1900 133,417 61 2808 l 21,0 
1920 171,254 28 3410 21 19,9 
Die Zusammenstellung ist interessant in ver- 


schiedener Hinsicht; 1. Die Verschiedenartigkeit der 
einzelnen Kantonsresultate zeigt, dass ein Durch- 
schnitt für die ganze Schweiz ein vollständig ver- 
schwommenes Bild ergeben würde; 2. Im Zeitraum 
1860 bis 1900 bleibt das Wachstum der Zahl der 
selbständigen Geschäftsinhaber weit hinter demjeni- 
gen der Bevölkerung zurück. Im Kanton Solothurn 
geht der Bestand sogar um volle 7% zurück. Die 
stärkste Zunahme weist Baselstadt auf mit 58%, 
Genf und Luzern bringen es nur auf 1%: 3. 1900 bis 
1920 ist die Bewegung etwas ausgeglichener. Nur 
im Kanton Luzern nehmen die selbständigen Ge- 
schäftsinhaber um 3% mehr zu als die Bevölkerung; 
4. Noch deutlicher reden die Ziffern, welche die Zahl 
der selbständigen Geschäftsinhaber auf 1000 Einwoh- 
ner angeben. Ein kleiner Aufstieer bei Luzern 
(1900—1920) ausgenommen, ist überall ein Sinken 
der Quoten zu konstatieren. 

Scheinbar kann also von einer zunehmenden 
Ueberfüllung gar nicht die Rede sein. Die auf Kon- 
zentration und Ausschaltung gerichteten Strömungen 
in der neuesten Entwicklungsperiode des Einzelhan- 
dels lassen eine gegenüber der Bevölkerungszu- 
nahme überproportionale Vermehrung der selbstän- 
digen Inhaber von Handelsgeschäften nicht zu. Den- 
noch muss hier ausdrücklich festgelegt werden, dass 
neben den Läden der Konsumvereine, der offenen 
und verhüllten Filialgeschäfte und neben den Waren- 
häusern zu viele einzelhändlerische Kleinbetriebe 
der Warenverteilungsfunktion obliegen. Wie eigene 
Untersuchungen ergaben, machen die Konsumab- 
lagen und Filialdepots je nach der Ortschaft 
10—20% aller Detailhandelsgeschäfte aus. Sie be- 
wältigen aber 20—30% des örtlichen Gesamtdetail- 
umsatzes. Die Behauptung, der Kleinhändlerstand 
ist überfüllt, darf also ohne Bedenken ausgesprochen 
werden.» 

In den «Wirtschaftsberichten des schweiz. Han- 


delsamtsblattes» wird die Richtigkeit dieser Auf- 
fassung wie folgt angezweifelt: 
«Ob auf Grund des vorliegenden Zahlenmate- 


riales und der erwähnten eigenen Untersuchungen 
Dr. Champions, für die man indessen die ziffernmäs- 
sigen Unterlagen vermisst, von einer Ueberfüllung 
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des Händlerstandes «ohne weiteres» gesprochen 
werden kann, scheint uns fraglich zu sein. Selbst 
eine Betriebszählung könnte in diese schwierige 
Frage kaum ohne weiteres genügendes Licht brin- 
gen. Denn die Rationalität der Besetzung des Han- 
dels kann nicht nur an der Zahl der Betriebe 
Verhältnis zur Bevölkerung abgeschätzt werden; als 
massgebender Faktor fällt doch auch die Kaufkraft 
der Bevölkerung ins Gewicht. Ferner ist gegenüber 
der eingeschlagenen Methode der Einwand gerecht- 
fertigt, dass nicht die Entwicklung in der relativen 
Dichtigkeit der Ladengeschäfte massgebend zur Be- 
urteilung der Frage sein kann, sondern eben die Ra- 
tionalität im Verhältnis zur Kaufkraft der Bevölke- 
rung in einem bestimmten Zeitpunkte. Setzen wir 
die Richtigkeit der Zahlen, die Dr. Champion ver- 
wendet, voraus, so muss doch schon für 1860 die in 
Basel und Genf dreimal stärkere relative Besetzung 
auffallen und auch die für 1920 immer noch sehr be- 
trächtlichen Differenzen. Doch können gegenüber 
diesen Ziffern berechtigte Einwände erhoben werden. 
Es handelt sich um Sammelgruppen, auf welche sie 
sich beziehen, innert welchen sehr grosse Verschie- 
bungen stattfinden konnten. Ohne eine genaue Spe- 
zialisierung sind solche Ziffern mit erösster Vorsicht 
zu verwerten. 

Die Frage der «Ueberfüllung» des Handels 
scheint daher noch keineswegs abgeklärt zu sein 


und bedürfte eingehender monographischer Teil- 
studien. Was dagegen festgestellt werden kann, ist 
das: Die Zahl der Erwerbstätigen im eigentlichen 


Handel vermehrt sich stärker, als die Zahl der übri- 
gen Erwerbstätigen (1920: 6,15% gegen 4,20% im 
Jahre 1880). Diese stärkere Vermehrung entspricht 
einfach veränderten Produktions- und Konsumations- 
verhältnissen. Ob die Verhältnisse dabei obiektiv 
rationell seien, ist eine andere Frage.» 


I 


Die Raiffeisenkassen in der Schweiz. 


Im Momente, wo in der Schweiz die Bank der 
Genossenschaften und Gewerkschaften ihre Tätig- 
keit beginnt, ist die Entwicklung der Raiffeisen- 
kassen in der Schweiz besonderer Beachtung wert, 
denn sie zeigt, dass man mit Beharrlichkeit schliess- 
lich zu erfolgreichen Resultaten gelangen kann. Herr 
Heuberger, Sekretär des schweiz. Raiffeisenverban- 
des gab kürzlich in den Schweiz. Landwirtschaft- 
lichen Monatsheften eine Darstellung über Ent- 
stehung und Entwicklung der Raiffeisenkassen in 
der Schweiz, der wir folgendes entnehmen: 

In der Schweiz haben die Kreditgenossen- 
schaften nach dem System Raiffeisen erst zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts Eingang gefunden. An- 
strengungen, die der bernische Regierungsrat von 
Steiger im Auftrag seiner Regierung im Jahre 1885 
nach persönlichem Verkehr mit Raiffeisen unter- 
nahm, führten zu keinem nennenswerten Erfolg. 
Dem thurgauischen Dorfpfarrer Traber in Bichelsee 
blieb es vorbehalten, die Bewegungen auf Schwei- 
zerboden in Fluss zu bringen. Am 1. Januar 1900 
konnte er als Frucht vieler Bemühungen in seiner 
Gemeinde die erste lebenskräftige Raiffeisenkasse 
dem Betrieb übergeben. Seiner im Sinn und Geist 
Raiffeisens entfalteten Tätigkeit, die wie bei Raiff- 
eisen selbst mit ausserordentlicher Energie und 
Willenskraft gepaart war, gelang es, trotz grossen 
Widerständen, die besonders die inzwischen ver: 


schwundenen ländlichen Kleinbanken im Thurgau 
entgegensetzten, der Idee zum Durchbruch zu ver- 
helfen. Jahr um Jahr kamen 10—20 solcher Kassen 
neu hinzu, so dass deren Zahl auf Ende 1926 bereits 
405, verteilt auf 19 Kantone, betrug. Nur Glarus, Zuge 
und Neuenburg besitzen noch keine derartigen Ge- 
nossenschaften. 

Wenn die Bewegung in der Schweiz erst spät 
einsetzte, liegt der Grund besonders darin, dass die 
wucherische Ausbeutung nie den Grad erreicht 
hatte, wie z. B. in Deutschland und anderseits beim 
Bekanntwerden der Raiffeisen-Genossenschaften 
bereits ziemlich dichte Netze von ländlichen Geld- 
instituten existierten und das gewerbsmässige Spar- 
wesen einen bedeutenden Umfang angenommen 
hatte. Die Notwendigkeit, zur intensiven Betriebs- 
weise in der Landwirtschaft überzugehen, rief in- 
dessen seit den S0er Jahren in steigendem Masse 
nach geeigneten, den landwirtschaftlichen Bedürf- 
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nissen besonders angepassten Betriebskredit-Insti- 
tuten. Diese fand man in den Raiffeisen-Kassen in 
vollkommener und bewährter Form. Seit 20 Jahren 
werden auf dem Lande fast keine andern Geld- 
institute mehr ins Leben gerufen, als Raiffeisen- 
Kassen. Die Zahl der übrigen selbständigen ländli- 
chen Spar- und Kreditunternehmen geht eher zu- 
rück, und zwar hauptsächlich zufolge Aufgehen be- 
stehender Institute in Filialen von Gross- und Mittel- 
banken. Der steten Konzentration im Bankgewerbe 
stehen einzig die Raiffeisen-Kassen mit ausgespro- 
chener Dezentralisationstendenz gegenüber. 

Nach dem Ausweis der schweizerischen Na- 
tionalbank verfügten Ende 1925 alle öffentlich Rech- 
nung ablegenden Geldinstitute der Schweiz über 
eine Bilanzsumme von 15,6 Milliarden Franken. 
Die Raiffeisen-Kassen partizipieren daran mit 161 
Millionen Franken. Seit mehreren Jahren nehmen 
die anvertrauten Mittel der letzteren jährlich um 
10—12 Millionen Franken zu, die gegenwärtig 5 Mil- 
lionen betragenden Reserven um zirka 600,000 
Franken. Sämtliche Kassen verfügen über die soli- 
darische Haftpflicht der Mitglieder, deren Zahl sich 
auf 35,000, die der Spareinleger auf 90,000 beläuft. 
Mit Ausnahme von zirka 20, hauptsächlich in den 
besten Obstbaugebieten der Ostschweiz tätigen 
Kassen, welche sich auch mit Obstverwertung. 
Futter- und Düngermittelhandel befassen, sind alle 
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reine Kreditsenossenschaften. Daneben bestehen an 
den meisten Orten besondere landwirtschaftliche 
(ienossenschaften, die sich mit dem Handel in land- 
wirtschaftlichen Produkten und Bedarisartikeln be- 
schäftigen. Das Spezialitätsprinzip hat sich in der 
Schweız entschieden bewährt, und es lässt sich auch 
die solidarische Haftbarkeit bei reinen Kreditgenos- 
senschaften mühelos durchführen. Seitdem die Raiiff- 
eisen-Kassen in der Schweiz bestehen, hat noch 
keine dem Verband angeschlossene Genossenschaft 
— und dies sind alle bis auf ein Dutzend «wilde» 
— Konkurs gemacht oder die Solidarhafit der Mit- 
glieder heranziehen müssen. 

Seit dem Jahre 1903 sind die schweizerischen 
Kassen zu einem Verband mit Sitz in St. Gallen ver- 
einigt. Kassen aus allen vier Sprachgebieten sind be- 
teiligt, und es offenbaren die jährlich von 300—400 
Delegierten besuchten Delegiertenversammlungen 
Einmütigkeit und starke innere Geschlossenheit. 
Dank dem Rückhalt eines starken Verbandes haben 
die schweizerischen Raiffeisen-Kassen die Kriegs- 
und Nachkriegszeit ohne iede Erschütterung über- 
standen, vielmehr ist seit 1914 eine zunehmende 
Stärkung und Entwicklung nach innen und aussen 
wahrzunehmen. Das wertvollste Glied der Gesamt- 
organisation ist die seit 1914 vollständig unab- 
hängire Zentralkasse, welche den 400 Sektionen als 
alleinige Geldausgleichstelle dient. Sie verfügt über 
einen Einlagenbestand von rund 20 Millionen Fr. 
und verzeichnet pro 1925 und 1926 einen Umsatz 
in einfacher Aufstellung von je 300 Millionen Fr. 

Die schweizerischen Raiffeisen-Kassen haben 
die von Raiffeisen überlieferten Statuten und Grund- 
sätze ziemlich unverfälscht erhalten, sind damit gut 
eefahren und sehen mit voller Zuversicht der wei- 
tern Entwicklung der immer mehr als zeitgemäss 
erkannten genossenschaftlichen Kreditorganisatio- 
nen entzeren, deren Höchstzahl bei zirka 800 in un- 
eefähr 30 Jahren erreicht sein dürfte. 

Die Zweckbestimmung der Raiffeisen-Kassen 
lautet: Durch semeindeweisen Zusammenschluss 
der Bauern- und ländlichen Mittelstandsbevölkerung 
den Sparsinn fördern und zu vorteilhaften Be- 
dineungen gemeinsam die nötigen Betriebsmittel für 
Landwirtschaft und Kleingewerbe beschaffen. Diese 
örtlichen Geldsammelstellen basieren auf dem 
Grundsatz der zenossenschaftlichen Selbsthilfe und 
stellen mit ihrem gemeinnützigen Charakter die 
zweckmässieste Form einer ländlichen Spar- und 
Darlehnskasse dar. Der Geschäftsbezirk erstreckt 
sich in der Regel nur auf eine Gemeinde. Darlehen 
werden nur an Mitglieder gewährt, die im eigenen 
Geschäftskreis wohnen müssen, so dass deren Kredit- 
fähigkeit und Kreditwürdigkeit ohne besondere In- 
formationen loyal und zuverlässig geprüft und die 
Schuldner mühelos überwacht werden können. Die 
Verwaltung (mit Ausnahme des Kassieramtes) wird 
unentgeltlich besorgt, Dividenden und Tantiemen 
sind ebenso ausgeschlossen wie Blankokredite und 
Spekulationen. Weil die gesammelten Gelder und 
der ararbeitete unteilbare Reservefonds ausschliess- 
lich in der eigenen Gemeinde nutzbar gemacht wer- 
den, ist die Raiffeisen-Kasse die geeignetste Selbst- 
versoreungsanstalt in Geldsachen. 

Als zweckmässige Ergänzungsinstitute haben 
sie volle Existenzberechtigung und tragen durch För- 
derung des Solidaritätsinnes und friedlichen Zu- 
sammenlebens der Landbevölkerung, durch Auf- 
munterung zu intensiver Spartätigkeit und Schaf- 
fung von sozialem Verständnis in erheblichem 
Masse zur Volkswohlfahrt bei.» 


Genossenschafter in wichtigen 
Vertretungen. 


Während der Dezembertagung des Völkerbunds- 
rates wurde der «Beratende Ausschuss» gegründet, 
dessen Aufgabe es sein wird, die Durchführung der 
Vorschläge der Weltwirtschaftskonferenz, die im 
Mai 1927 in Genf stattgefunden hat, zu verfolgen. 
Der Beratende Ausschuss wird aus 56 Mitgliedern 
bestehen, darunter: Frau Emmy Freundlich, 
Vorsitzende der Internationalen genossenschaftli- 
chen Frauengilde und Mitglied des Exekutivaus- 
schusses des Internationalen Genossenschaftsbun- 
des, Herr A. Oerne, früheres Mitglied des Exeku- 
tivausschusses des Internationalen Genossenschafts- 
bundes und Herr V. Tanner, Vorsitzender des 
Internationalen Genossenschaftsbundes. 


VäinöWuoliioki, ein bekannter Führer der 
finnländischen Konsumgenossenschaftsbewegung, ist 
zum finnländischen Gesandten in Berlin ernannt 
worden. Wuoliioki wurde in Hauho im Jahre 1872 
eeboren und studierte an der Universität in Helsing- 
fors Astronomie und dann an verschiedenen deut- 
schen Universitäten Landwirtschaft. In den letzten 
zehn Jahren ist er Mitglied des Verwaltungsrates 
des Zentralverbandes K. K. und der Grosseinkaufs- 
gesellschaft ©. T. K. gewesen und gehörte auch eine 
Zeitlang dem Parlament an, wo er wiederholt Präsi- 
dent und Vizepräsident war. Im Jahre 1917 stand 
er an der Spitze des Ernährungsministeriums und 
war seit 1926 Minister für das Verkehrswesen. 


I] 
+ Prof. Dr. N. Reichesberg 


der Ordinarius für Nationalökonomie und Statistik 
an der Universität Bern, erlag am 7. Januar einem 
Schlaganfall im Alter von 61 Jahren. Reichesberg, 
der als Dozent an der Berner Hochschule sehr ge- 
schätzt war, wurde vor allem in weiteren wirtschaft- 
lichen Kreisen bekannt durch die Herausgabe des 
Handbuches der Schweizerischen Volkswirtschaft. 
Ferner war er lange Jahre Redaktor der «Schweizer. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik». 

Seine Sympathien für die Genossenschaftsbewe- 
gung bekundete der Verstorbene mehrmals durch 
Publikationen von Arbeiten verschiedener Autoren 
über das Genossenschaftswesen in seiner Zeitschrift. 

Leider konnte er eine grossangelegte Geschichte 
der Nationalökonomie nicht mehr zum Abschluss 
bringen. 


Volkswirtschaft 
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Wirtschaitlicher Wochenbericht. 


Steht die Weltkoniunktur vor einem Rück- 
schlag? Aus Deutschland und Amerika sind in 
letzter Zeit wiederholt Nachrichten gekommen, die 
darauf schliessen lassen, dass man der bisher so 
günstigen Konjunkturlage nicht mehr traut und sich 
auf einen Rückschlag gefasst machen will. Ein sol- 
cher Rückschlag würde auch wohl auf die Schweiz 
abfärben. Den beträchtlichen Aufschwung unserer 
Ausfuhr im Jahre 1927 haben wir zum weitaus gröss- 
ten Teil der Vermehrung unserer Ausfuhr nach 
Deutschland zu danken. Eine Verengung des deut- 
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schen Absatzmarktes würden viele Schweizer Indu- 
strien schwer zu spüren bekommen. In Deutschland 
ist es vor allem die Lage des Geldmarktes und Ka- 
pitalmarktes, die zu Besorgnissen Anlass gibt. Wie 
in diesen Berichten vor mehreren Monaten erwähnt 
wurde, hatten die deutschen Hypothekenbanken da- 
mals den Beschluss gefasst, keine höheren als sieben- 
prozentige Pfandbriefe ausgeben zu wollen, aber sie 
haben vor der Macht der Tatsachen bald die Waffen 
strecken müssen und schon seit Monaten liest man 
in allen deutschen Finanzblättern ein Angebot von 
achtprozentigen Pfandbriefen nach dem andern, wo- 
bei diese Pfiandbriefe noch einige Prozent unter Pari 
angeboten werden. Der Geldnehmer wird also minde- 
stens 9% Zinsen zahlen müssen. Für kleinere Be- 
triebe scheint der Kreditmarkt fast gänzlich abge- 
sperrt zu sein, denn für diese wird in der Schweiz 
Geld selbst zu 12% Zinsen gesucht. Ob die deutsche 
Konjunktur solche Zinssätze lange zu ertragen ver- 
mag, erscheint fraglich. 

In Deutschland, wie in den anderen Ländern, ist 
es vor allem die Nachwirkung der Inflation, die so 
sehr zinsverteuernd wirkt. In iedem Zinssatz ist eine 
gewisse Risikoprämie gegen den Verlust enthalten, 
denn eine absolute Sicherheit, dass man das ge- 
liehene Geld wieder erhält, ist nirgends zu finden. 
Vor dem Kriege hat man geglaubt, bei deutschen und 
französischen festverzinslichen Werten eine solche 
Sicherheit zu haben, die deutsche und französische 
Inflation hat diese Meinung als illusorisch erwiesen 
und damit die Zinssätze in beiden Ländern nahezu 
verdoppelt. Natürlich werden nun die Kapitalisten 
um so ängstlicher, ie mehr die Befürchtung einer 
neuen Inflation um sich greift. Nun haben in Deutsch- 
land die Warnungen des Reparationsagenten, des 
Reichsbankpräsidenten und anderer kompetenter 
Stellen die Befürchtung geweckt, dass Deutschland 
einer neuen Inflation zusteuere, dass es zum minde- 
sten noch ungewiss sei, ob und wie es sich aus der 
Schlinge des Dawesplanes herausziehen könne. Und 
da die Finanzwirtschaft des Reiches nichts weniger 
als Vertrauen erweckend ist, so ist es kein Wunder, 
dass die deutschen Sparer harthörig geworden sind 
und ihren Verdienst lieber selber verbrauchen als 
ihn in Wertpapieren anzulegen, die jeder mögliche 
politische Zufall wieder entwerten könnte. Desto 
williger ist man in Deutschland aber, Aktien zu 
kaufen und das hat zur Folge, dass deutsche Aktien 
teurer sind wie schweizerische, dass sie nur 3 bis 
4% rentieren, während festverzinsliche Papiere kaum 
zu 8% an den Mann zu bringen sind. 

Es ist aber durchaus berechtigt und verständ- 
lich, dass die Geldbesitzer vorsichtig sind, denn man 
hat in den Inflationsländern noch immer nicht ge- 
lernt, mit dem Gelde sorgsam umzugehen. Ein 
Schulbeispiel dieser Art ist die Opposition gegen die 
Einstellung der Elektrifikation in Oesterreich. Die 
österreichischen Bundesbahnen gaben bekanntlich 
vor einiger Zeit bekannt, dass sie die Elektrifikation 
nicht weiter führen könnten, da der elektrische Be- 
trieb auf den Flachlandstrecken weit teurer käme als 
der Dampfbetrieb. Das ist um so begreiflicher als 
die österreichischen Bahnen mit 8 bis 9% Zinsen für 
das Kapital rechnen müssen, das für den elektrischen 
Betrieb nötig ist. Wenn die schweizerischen Bundes- 
bahnen die gleichen Zinssätze für ihre Anleihen rech- 
nen müssten, dann hätte die Elektrifikation ein De- 
fizit von mindestens 30 Millionen Franken jährlich 
im Gefolge. Trotzdem erhob sich in Oesterreich ein 
Sturm der Entrüstung gegen die durchaus gerecht- 
fertigte Entschliessung der Bahndirektion. In dem- 
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selben Lande, wo seit Kriegsende die ärgste Woh- 
nungsnot herrscht, die Arbeiterwohnungen immer 
mehr verfallen und das Leben dadurch für Hundert- 
tausende ein wahres Martyrium wird, will man trotz- 
dem hunderte von Millionen in Ausgaben anlegen, 
die vom Standpunkt des rechnenden Volkswirt- 
schafters geradezu Luxus sind. In Deutschland geht 
es nicht anders. Die Zeitungen können uns zwar 
immer wieder von dem Bau neuer Planetarien, 
neuer Rennbahnen, Sporthallen, Funktürme, Luxus- 
bauten usw. berichten, aber dass im Reich minde- 
stens eine halbe Million Wohnungen fehlen und dass 
dadurch Millionen Menschen in unleidlicher Weise 
zusammen gepfercht hausen müssen, das ist nicht 
der Rede wert. An papiernen Projekten zur Abhilfe 
der Wohnungsnot fehlt es zwar nicht, desto mehr 
aber an billigem Geld und man tut alles, um sich 
das Geld noch mehr zu verteuern. 

Bei dieser Lage der Dinge kann natürlich nie- 
mand vorhersagen, wie sich die Konjunktur im neuen 
Jahre entwickeln wird. Freilich werden manche 
Industrien durch den Mangel an Sparsamkeit gerade- 
zu begünstigt und vielleicht liegt darin die Erklärung 
für den zurzeit so überraschend guten Geschäftsgang 
ın Deutschland. Doch ist diese Konjunktur profitabler 
für die Kinos und die Zigarettenfabriken als für die 
Bauindustrie und solange dies so ist, kann der Volks- 
wirtschafter dazu nur ein grosses Fragezeichen 
machen. 


0900000900000 000000900000 


Die schwedische Genossenschaitsschule «Unser Hoi». 

«Ideal oder Wirklichkeit?» Diese Frage legte 
ich mir wiederholt vor, als ich auf meiner Studien- 
reise in Skandinavien die Schule des schwedischen 
Genossenschaftsverbandes (Kooperativa Fördundet) 
besichtigte. Was mancher soziale Romantiker von 
einer Bildungsanstalt der Zukunft erträumt, ist hier 
Wirklichkeit. Fünfundzwanzige Minuten Fahrt mit 
der elektrischen Bahn von Stockholm, und wir sind 
in der Stätte der Genossenschaftsbildung des Ver- 
bandes, in «Unserem Hof». Er liegt bei dem bekann- 
ten Badeort Saltsiöbaden und besteht aus 
zwei prachtvollen Villen, die von einem wunder- 
schönen Park umrahmt werden. Die umgebende 
Landschaft ist geradezu bezaubernd. 

Das Gesamtareal des «Hofes» umfasst 3,5 Hek- 
tar. Im Jahre 1924 sind die Villen durch den Genos- 
senschaftsverband von einem schwedischen Kauf- 
mann für 160,000 Kronen erworben worden. Der 
Kaufmann hatte Verständnis für Kunst und Behag- 
lichkeit und hatte so seine 24 Räume vortrefflich aus- 
gestattet. Nun dienen diese Räume den Bildungs- 
zwecken des Genossenschaftsverbandes. Wie er- 
freulich ist der Gedanke, dass diese Villen während 
der ungesunden Bereicherungsperiode der Nach- 
kriegszeit nicht in die Hände eines «Raffke» oder, 
wie man sie im Norden nennt, eines «Gulasch- 
barons» geraten sind! 

Ohne den früheren geschmackvollen Glanz der 
Villen zu beeinträchtigen, sind die Räume entspre- 
chend den Forderungen der Bildungsanstalt einge- 
richtet worden. Es gibt Hörsäle für die Vorlesungen, 
eine kleine Genossenschaftsausstellung, eine Biblio- 
thek, Unterhaltungsräume, einen grossen Speise- 
saal, die Wohnung des Direktors und Wohnräume 
für Lehrer und Studierende. 
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Die Hauptaufgabe der Schule ist es, Führer und 
Funktionäre der Genossenschaftsbewegung auszu- 
bilden bezw. ihre Kenntnisse zu erweitern. Es wer- 
den systematische Kurse abgehalten für Vorstands- 
mitglieder, Geschäftsführer, Lagerhalter, Revisoren. 
Verkäufer usw. Demzufolge wird der Unterricht in 
folgenden Fächern erteilt: Genossenschaftswesen, 


Volkswirtschaft, Handelsrecht, Bankwesen, Buch- 
führung, Rechnen, Betriebsorganisation usw. Die 


Dauer der Kurse ist verschieden, von acht Tagen bis 
fünf Wochen. Durchschnittlich werden die Kurse im 
Laufe des Jahres von 400 Hörern besucht. Die Hö- 
rerschaft setzt sich fast ausschliesslich aus Ange- 
stellten der Vereine zusammen, die Mitglieder des 
Genossenschaftsverbandes sind. Sie machten auf 
mich den Eindruck recht intelligenter Leute. Wäh- 
rend der Kursdauer bekommen sie freie Wohnung, 
Verpflegung usw. Es wird Sorge für geistiges und 
geselliges Beisammensein getragen. Man braucht 
kaum hervorzuheben, dass zwischen den Lehrern 
und der Hörerschaft ein vollkommen kollegiales Ver- 
hältnis besteht. Für die Genossenschaftsbewegung 
eines alten demokratischen Landes ist dies eine 
Selbstverständlichkeit. Unter anderm möchte ich er- 
wähnen, dass vor den gemeinsamen Mahlzeiten 
Freiheits- oder Volkslieder gesungen werden. Man 
kann, mit einem Wort gesagt, die Bildungsanstalt 
«Unser Hof» in ihrer sympathischen Vielseitigkeit 
und in ihren interessanten Einzelheiten gar nicht ge- 
nügend bewundern. Der Aufenthalt dort ist ein 
wahrhafter Genuss. 

Die Genossenschaftsschule, die bereits zahl- 
reiche Funktionäre ausgebildet hat, ist nur ein Teil 
der umfangreichen Bildungstätigkeit des schwedi- 
schen Genossenschaftsverbandes. Der Schule selbst 
ist ein Institut für Ausbildung von Korrespondenten 
angegliedert. Die Studienabteilung des Verbandes 
betreibt einen ausgedehnten brieflichen Unterricht. 
Allein die Zahl der Zirkel, die solche Studien betrei- 
ben, betrug im Jahre 1926 etwa 4000. Zu ihnen ge- 
sellen sich viele Einzelpersonen, die auf diesem 
Weg ihre Kenntnisse bereichern. Für Studienarbeit 
sorgen auch besondere Gruppen in vielen Konsum- 
vereinen und konsumgenossenschaftlichen Frauen- 
lieen. Ein nicht unwesentlicher Faktor dieser Art 
sind die lehrreichen und hochinteressanten Genos- 
senschaftsfilme. 


Paul Olberg, Berlin. 
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Deutschlan?l. 


Die älteste genossenschaftliche Zeitschrift. Mit 
1. Januar traten die «Blätter für Genossen- 
schaftswesen», Organ des Deutschen Genossen- 
schaftsverbandes in Berlin, in ihrem 75. Jahrgang. 
Zur Feier dieses Tages erscheint die erste Nummer 
in einem besonderen Festgewand und im stattlichen 
Umfang von 40 Seiten. 
Als «Innung der 
durch Schulze-Delitzsch, 


dem 


Zukunft», begründet 
erschien das Blatt zuerst 
im Jahre 1853 erstmalig als Jahresbeilage zur 
«Deutschen Gewerbezeitung». V. A. Huber und 
Gustav Freytag waren Mitarbeiter am Blatt. 

Der erste Genossenschaftstag in Weimar im 
Jahre 1859 erhob das Blatt zum amtlichen Organ 
der deutschen Genossenschafter. Von 1861 ab er- 
schien die «Innung der Zukunft» mit dem Unter- 
titel «Blätter für Genossenschaftswesen» (Associa- 
tionen) als Organ des Zentralkorrespondenzbureaus 


der Genossenschaften, und von 1862 ab als Organ 
der Anwaltschaft deutscher Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften (12 Nummern im Jahr). Seit 
1865 erschien das Blatt alle 14 Tage und seit 1866 
wöchentlich als offizielles Organ des Allgemeinen 
Verbandes deutscher Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften. Seit diesem Zeitpunkt ist an dem 
Titel, auch in der gleichen Titel-Druckschrift, bis 
jetzt keine Aenderung eingetreten. 

Um den Wert dieses ältesten Organs der deut- 
schen Genossenschaften zu beurteilen — schreibt 
Otto Ibscher in der Festnummer — muss man sich 
vor Augen halten, dass es bis in die siebenziger Jahre 
hinein eine andere Stelle für die Bekanntgabe genos- 
senschaftlicher Dinge, sei es zur Belehrung oder Pro- 
paganda, überhaupt nicht gab. Schulze-Delitzsch, zu 
dessen Mitarbeitern in dieser Zeit auch Ludolf Pari- 
sius und Eugen Richter gehörten, wurde von diesen, 
sowie auch von Huber in der Berichterstattung unter- 
stützt. Auch die Jahresberichte über Vorschussver- 
eine aus den fünfziger Jahren von Schulze-Delitzsch 
bis zur selbständigen Herausgabe des ersten Jahres- 
berichts (1859) sind in der «Innung der Zukunft» ver- 
öffentlicht. Der ganze Aufbau des Schulze-Delitzsch- 
schen Verbandes, die Gründung der deutschen Ge- 
nossenschaftsbank, des Giroverbandes wurden be- 
handelt. Das norddeutsche Genossenschaftsgesetz 
mit den Ausführungsverordnungen für die verschie- 
denen Staaten, Angelegenheiten der einzelnen Ge- 
nossenschaftsarten, Abdruck von Musterstatuten und 
Anleitung für die Verwaltung — alles wichtige Ge- 
eenstände, für die es an einer anderen Stelle zur 
Veröffentlichung fehlte. Die «Blätter für Genossen- 
schaftswesen» nahmen ausführlich zur Behandlung 
der Wuchergesetzgebung Stellung, zur Wucherbe- 
kämpfung in den achtziger und neunziger Jahren. 
Hingewiesen sei hier auf die ausführliche und sach- 
gemässe Begründung und Besprechung des Genos- 
senschaftsgesetzes seit 1889, auf die Stellungnahme 
der verschiedenen Körperschaften zum Genossen- 
schaftswesen, z.B. des Vereins für Sozialpolitik, des 
Innungs- und Handwerkertages, auf die Stellung der 
Sozialdemokratie zum Genossenschaftswesen, der 
Gewerkschaften usw. Es wurde kritisch in den 
«Blättern für Genossenschaftswesen» die miss- 
bräuchliche Anwendung der Form der Genossen- 
schaft beleuchtet und stets auf die Gefahren ge- 
wisser Gründungen hingewiesen. Das Organ des 
Deutschen Genossenschaftsverbandes nahm im In- 
teresse der Handwerkergenossenschaften und der 
Genossenschaften des Handels Stellung zu den Kar- 
tellen und Syndikaten, sowie zur Agitation gegen die 
Genossenschaften von seiten des Grosshandels und 
der Fabrikanten. Banktechnische Fragen, die Fragen 
der Rationalisierung und Mechanisierung der Be- 
triebe wurden besprochen. Aufmerksamkeit wurde 
der Gewerbeförderung, sowie der Förderung 
der Baurenossenschaften zugewandt. Regelmässig 
wurde berichtet über die Tagungen der eigenen 
Unterverbände und fremder Verbände. Der Aus- 
landsberichterstattung wurde entsprechende Be- 
rücksichtigung zuteil. 

Auch die Schweizer Genossenschafter gratu- 
lieren dem deutschen Bruderorgan herzlich und 
wünschen ihm auch weiterhin eine gedeihliche Ent- 
wicklung. 


Konsumgenossenschaitliche Hypothekarbank. 
Das starke Anwachsen der genossenschaftlich er- 
fassten Spargelder bei den deutschen grossen Kon- 
sumvereinszentralen bezw. ihren Banken bringt die 
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Frage mit sich, wie die nutzbringende Anlegung die- 
ses verstärkten Kapitalienfonds erfolgen soll. Schon 
heute können die genossenschaftlichen Betriebe 
nicht alle Beträge mehr aufnehmen, sodass sich ein 
Ueberschuss an Depositen ergibt, der neue Anlagen 
sucht und auf die Gewinnung von Neuland im ge- 
nossenschaftlichen Sinne hingelenkt wird. 


Zur Beleuchtung der Lage auf diesem Gebiet 
der genossenschaftlichen Geldinstitute seien fol- 
gende neueste Zahlen des Zentralverbandes deut- 
scher Konsumvereine, Hamburg, genannt: 


Gesamtsumme Davon auf- Neue Zuwachs an 

Jahr der gewertete Ein- neuen Ein- 
Spareinlagen Einlagen lagen lagen jährl. 

31. Dez. 1924 49,176,864 40,860,176 8,316,688  8,316,688 
31. Dez. 1925 82,306,262 42,909,799  39,396,463 31,079,775 
31. Dez. 1926 137,281,879 42,898,654 94,383,225 54,986,762 
31. Okt. 1927 198,995,624 41,496,645 157,498,979 63,115,754 


Den Gesamtzuwachs an neuen Spareinlagen im 
Jahre 1927 schätzt der Verband auf zirka 70 Mil- 
lionen Mark. Eine solche Progression der Sparein- 
lagen ist für den Sinn der Mitglieder und für ihr 
Vertrauensverhältnis zu dem Konsumvereinsgedan- 
ken ein recht gutes Zeichen, für die führenden Köpfe 
ein Ansporn, Neuland für die genossenschaftliche 
Betätigung zu suchen und den Spargeldern eine nutz- 
bringende Anlage zu sichern. 


So ist der Gedanke einer genossenschaftlicher 
Hypothekenbank bereits aufgetaucht und vertreten 
worden. Was liest näher, als dass man mit einer sol- 
chen Einrichtung dem Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen, das noch sehr im Argen liegt, aufhelien will! 
Den einzelnen Mitgliedern kann hier eine wirksame 
Hilfe zuteil werden, sich selbst städtische Woh- 
nungen oder ländliche Kleinsiedelungen zu schaffen. 
Die Spareinlagen erhalten hier eine sichere Anlage 
und die Wohnungs- und Siedlungsfrage eine neue 
Belebung. Dr. de Werth. 


Dänemark. 


Neue Statistik der dänischen Konsumvereine. 
Wie bisher regelmässig in Abständen von fünf zu 
fünf Jahren, so veranstaltete die «Faellesforeningen 
for Danmarks Brugsforeninger» (Grosseinkaufsge- 
sellschaft dänischer Konsumvereine) auch eine stati- 
stische Erhebung über den Stand und die Entwick- 
lung der ihr angeschlossenen Konsumvereine im 
Jahre 1925. Die Ergebnisse dieser Statistik wurden 
vor kurzem der Oeffentlichkeit übergeben. 

Die nachfolgenden Zahlen sind ein kurzer Aus- 
zug aus dem reichhaltigen Material, das gewonnen 
wurde. Immerhin geht schon daraus hervor, dass 
grosse Fortschritte zu verzeichnen sind. Von je 10 
zu 10 Jahren ergibt sich folgende Entwicklung: 


1905 1914 1925 

Berichtende Vereine 794 1,262 1,415 
Mitgliederzahl, gesamt 110,398 181,014 260,825 
Mitgliederzahl, je Verein 139 143 184 
Umsatz, gesamt Kr. 29,711.153 65,883,170 252,981,692 
Umsatz, je Verein » 38,838 62,686 179,674 
Rückvergütung auszahlende 

Vereine 693 989 1,309 
Rückvergütung, gesamt Kr. 1,660,456  4,317,630  11,287,511 
Rückvergütung, ie Verein » 2,431 4,234 8,623 
Reservefonds, je Verein » 1,916 3,228 9,281 


Für 1925 ergibt sich was folgt: 1415 Vereine 
hatten insgesamt 260,825 Mitglieder, auf einen 
Verein entfielen somit im Durchschnitt 184 Mitglie- 
der bezw. Haushaltungen. Als Jahresumsatz 


ergibt sich für 1408 Vereine zusammen ein Betrag 
von Kr. 252,981,692.—, d. h. im Durchschnitt für einen 
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Verein ein solcher von Kr. 179,000.— und für ein 
Mitglied ein solcher von Kr. 976.50. 73 Prozent die- 
ses Umsatzes entfallen auf Kolonial-, Eisen- und 
Manufakturwaren. 

1339 Vereine hatten einen Reinüber- 
schuss von Kr. 14,063,709.— und 1309 Vereine 
richteten an ihre Mitglieder eine Rückvergü- 
tung im Gesamtbetrag von Kr. 11,287,511.— aus. 
Diese Rückvergütung entspricht ungefähr 7 Prozent 
der Mitgliederbezüge. 

1229 Vereine geben ihre Betriebskosten 
mit Kr. 18,336,412.— oder rund 8 Prozent des Um- 
satzes an. Dem Reservefonds wurden im Laufe 
des Jahres durchschnittlich Kr. 998.— zugewiesen. 
Am Ende des Jahres belief sich der Reservefonds 
von 954 Vereinen auf insgesamt Kr. 8,854,307.— oder 
Kr. 9281.— ie Verein. 

Von 1411 Vereinen besitzen 1285 (91 Prozent) 
eigene Liegenschaften, währenddem 126 
(9 Prozent) sich gemieteter Räumlichkeiten bedie- 
nen. Der Gesamtwert der 1286 Liegenschaften be- 
ziffert sich auf Kr. 23,019,276.— oder Kr. 17,899.90 
ie Verein. 

Auf der Bilanz ergibt sich, dass 1382 Vereine 
einWarenlager im Gesamtbetrage von Kronen 
32,804.079.55 oder durchschnittlich Kr. 23,736.— be- 
sassen, und dass 889 Vereine bei ihren Mit- 
gliedern Guthaben in der Höhe von Kronen 
16,182,049.— oder durchschnittlich Kr. 18,202,53 auf- 
weisen. 

Insgesamt verkauften 348 Vereine Waren an 
Nichtmitglieder. 41 Prozent aller Vereine steht das 
Recht zu, mit Aussenstehenden Handel zu treiben. 

Auf Grund dieser Ergebnisse lassen sich für die 
Giesamtheit der der dänischen Grosseinkaufsgesell- 


schaft angeschlossenen Konsumvereine folgende 
Zahlen berechnen: 
Mitgliederzahl 323,446 
Umsatz Kr. 315,328,747.50 
davon Ladenverkehr 230,000,000.— 
Magazinverkehr 85,138,761.— 
Reinüberschuss 18,433,010.— 
Rückvergütungen 15,133,363.— 
Reservefionds » 11,244,000.— 
Betriebskosten »  26,184,213.— 
J. E. Eskildsen. 
Grossbritannien. 


Ueber den Milchverkauf durch die britischen 
Konsumgenossenschaiten berichtet das Internatio- 
nale Arbeitsamt‘ Von den 1280 Konsumgenossen- 
schaften besitzen etwas über 300 eine Milchver- 
kaufsabteilung; vor einem Jahre waren es nur un- 
gefähr 250. In den Statistiken der Co-operative 
Union wird der Umsatz der Genossenschaften nicht 
nach ihren einzelnen Abteilungen zetrennt. In- 
dessen lässt sich aus einer schätzungsweisen Be- 
rechnung erkennen, dass die Milch verkaufenden 
Genossenschaften gegenwärtig jährlich einen Um- 
satz von 5 bis 6 Millionen Pfund Sterling für Milch 
haben, und man nimmt an, dass wenn innerhalb der 
nächsten drei Jahre der Fortschritt dem der letzten 
fünf Jahre entspricht, der Umsatz der Konsum- 
genossenschaften an Milch vor Ende des Jahres 
1930 vermutlich über 10 Millionen Pfund Sterling 
betragen wird. Die Propaganda zugunsten der Milch- 
verkaufsabteilungen der Konsumgenossenschaften 
wird ausserordentlich eifrig von den Parlaments- 
mitgliedern der Genossenschaftspartei, von der 
Women’s Guild und von der National Co-operative 
Milk Retailers’ Federation betrieben. Diesem Ver- 


24 SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 


bande gehören 94 der Milchhandel treibenden (Gie- 
nossenschaiten an; sie verkaufen wöchentlich ins- 
gesamt 750,000 Gallons (1 Gallon = 4,546 Liter) 
Milch. Der Verband versorgt seine Mitglieder mit 
Auskünften über die Organisation der Milchver- 
kaufsabteilungen. Sein Sekretär ist Mr. W. H. Kirk- 
land, 12 Airedale Avenue, Blackpool. 


Aus unserer Bewegung 


(Korr.) Unmittelbar vor Jahresschluss wur- 


Winterthur. 
den in unserer Genossenschaft noch zwei wichtigere Geschäfte 


spruchreif, Das eine betrifft die Aufnahme der Hinterlassenen- 
versicherung für das männliche Personal des Konsumvereins. 
Seit dem 1. Januar 1910 sind Arbeiter und Angestellte gegen 
die Folgen der Invalidität versichert bei der Versicherungs- 
anstalt schweiz. Konsumvereine, Nur wenige Personen kamen 
bisher in die Lage, die Invalidenpension beanspruchen zu miüs- 
sen. Da jene Fälle, wo Angestellte nach mehr oder weniger 
langer Krankheit verstarben, ohne vorher invalid gewesen zu 
sein, verhältnismässig zahlreich waren im letzten Jahr allein 
kamen drei solche vor —, so empfand man es sehr unangenehm, 
dass in solchen Fällen nicht genügend geholfen werden konnte 
mit dem Sterbegeld der Versicherungsanstalt und dem Besol- 
dungsnachgenuss des Konsumvereins. Frühere Anregungen zur 
Einführung der Hinterlassenenversicherung führten der hohen 
Belastung wegen nicht zum Ziel. Obwohl von der auf Ende 1926 
iällie gewordenen Nachzahlung noch ein erheblicher Posten zu 
amortisieren ist, entschlossen sich die Genossenschaftsbehörden 
diesmal doch mit Einmut, die Fr. 100,000,— übersteigende Ein- 
kauissumme ganz auf den Konsumverein zu übernehmen. Da 
unser Personal seit 1927 die Hälfte der Prämien für die Inva- 
lidenversicherung trägt, wurde ihm auch bei der Hinterbliebenen- 
versicherung nur die Hälfte zugemutet. Die Abtragung der 
Schuld für diese soziale Fürsorge wird den Konsumverein eine 
Reihe von Jahren in Anspruch nehmen und es darf wohl er- 
wartet werden, dass sich das Personal durch treue Pflichter- 
füllung der Mitgliedschaft gegenüber erkenntlich zeige. 

An der gleichen Sitzung vom 29, Dezember hat der (e- 
nossenschaftsrat einen Kredit von Fr. 122,500, bewilligt für 
die Erstellung eines Neubaues im «Rosenberg» Veltheim, mit 
Laden und fünf Wohnungen. Es gilt hier der baulichen Ent- 
wicklung zu folgen und dem aussichtsreichen Wohngebiet eine 
geeignete Verkauisstelle zu geben. 

Obwohl der Durchschnitt unserer Ladenumsätze recht 
mässig ist und es den Fernstehenden richtiger scheinen möchte, 
mit der Eröffnung neuer Läden zuzuwarten, bis es die bestehen- 
den auf eine rechte Umsatzhöhe gebracht haben, dürfen wir 
damit doch nicht zurückhalten. Rücksichten auf die künftige 
Entwicklung der Stadt lassen es als richtig erscheinen, in neuen 
Paugebieten dem Konsumverein einen geeigneten Platz zu 
sichern, sobald Aussicht besteht für den einigermassen lohnen- 
den Betrieb eines Ladens. Sind wir zuerst zur Stelle, so lässt 


sich nicht leicht ein Privater mit einem Laden in der Nähe 
nieder. Warten wir zu, bis ein von Anfang an befriedigender 


Umsatz zu erwarten wäre, so ist sicher schon irgend ein anderer 
Laden offen und dann geht's mühsamer vorwärts. Dieses Vor- 
gehen hat etwas grosse Anfangskosten zur Folge. Sie werden 
sich aber rechtfertigen nach Jahren und Jahrzehnten, wenn 
steigender Umsatz die prozentuale Unkostenbelastung ver- 
ringert. 
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In dem Buche werden die Aufgaben der Verkäufer, die 
Ordnung in den Läden. die Reklame, das Ordnen des Lagers 
und die Beziehung zwischen den Verkäufern und den Kunden 
behandelt. Es hat den Zweck, als Handbuch für das Verkaufs- 
personal der Konsumgenossenschaften zu dienen. 


(Der Verkäufer und der 
finnischer Konsumvereine 
Helsinki (Finnland), 130 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskummission 
vom 6. und 10. Januar 1928. 


l. Von einer Mitteilung betreffend den Hin- 
schied von Herrn Konstantin Bieli, Verwalter der 
Konsumgenossenschaft Aedermannsdorfi, wird mit 
Bedauern Kenntnis genommen. Dem  Verbands- 
verein, sowie der Traueriamilie sind Kondolenz- 
schreiben zugesandt worden. 

2. Einer Statutenrevision 
Staufen wird zugestimmt. 

3. Auf den 18. Februar 1928, nachmittags 3 Uhr, 
wird eine Sitzung der Verwaltungskommission mit 
den ersten Angestellten des V.S.K. anberaumt. Die 
Mitglieder des Ausschusses des Aufsichtsrates wer- 
den zu dieser Sitzung ebenfalls eingeladen. 

Auf den 22. Februar’ 1928, abends 5 Uhr, wird 
eine Sitzung des Ausschusses und auf den 25./26. Fe- 
bruar 1928, abends 5 Uhr, eine Sitzung des Auf- 
sichtsrates des V.S.K. angesetzt. 


des Konsumvereins 


l. Den Statutenrevisionen der Verbandsvereine 
Schöftland und Spiez wird zugestimmt. 

2. Vom Kassier des Kreisverbandes V des 
V.S.K. wird ein Auszug über die Jahresrechnung 
des Kreisverbandes pro 1927 zugesandt. Die Zentral- 
buchhaltung wird angewiesen, den Beitrag des 
V.S.K. pro 1928 der Kreiskasse zu vergüten. 


Genossenschaitlicher Arbeitsmarkt 


Angebot. 


Trecktiger Bäcker-Konditor sucht Stelle per sofort. 
nisse zu Diensten. 


Zeug- 
Offerten an R. Banderet, Bäcker-Kon- 
ditor, Valangin (Neuchätel). 


Ze Verkäuferinnen (Mutter und Tochter), tüchtig, kautions- 
fähig, mit guten Referenzen suchen grösseres Konsum- 
depot zu übernehmen. Gefl. Offerten unter Chiffre Ch. 6 an 
den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Absolut tüchtiger selbständiger Bäcker-Konditor, verheiratet, 
sucht Stelle in Konsumbäckerei. Event. Uebernahme eines 
Depots mit Bäckerei. Offerten unter Chiffre B.L. 7 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Redaktionsschluss: 12. Januar 1928. 


Buchdruckerei des Verband schweiz. Konsumvereine (V.$.K.) Basel 


